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Erstmalig wandten sich am 9. April 2024 die ostdeutschen Verbände der sozialen
Wohnungswirtschaft - darunter auch der BBU - gemeinsam an die Öffentlichkeit, um auf
die besondere Situation Ostdeutschlands aufmerksam zu machen. Ihr Appell richtete
sich an die Bundesregierung, die Realität in Ostdeutschland stärker in den Blick zu
nehmen.

Ausgangslage in Ostdeutschland
In Ostdeutschland zählen zu den sieben Wohnungsverbänden insgesamt 1.052
Wohnungsunternehmen, die über einen Wohnungsbestand von 1,75 Millionen
Wohneinheiten verfügen und damit dem Gros der ostdeutschen Bevölkerung ein Zuhause
bieten. Davon stehen rund 143.000 Wohnungen leer, was einer Leerstandsquote von 8,23
Prozent entspricht. Die durchschnittliche Nettokaltmiete über die fünf ostdeutschen
Bundesländer beträgt 5,40 Euro/m2. Im Geschäftsjahr 2023 wurden insgesamt rund 2.500
Wohnungen gebaut, aber rund 3.100 Wohnungen durch Rückbau vom Markt genommen.
Die getätigten Investitionen liegen bei 3,38 Milliarden Euro.

„Die sozialen Vermieter sind ein wesentlicher und unverzichtbarer Faktor auf dem
ostdeutschen Wohnungsmarkt“, sagt Andreas Breitner, Direktor des Verbands
norddeutscher Wohnungsunternehmen (vnw). „Sie sorgen mit ihren niedrigen Mieten für
den sozialen Frieden in den Quartieren. Ihre hohen Investitionen machen sie vor allem in
schwach entwickelten Regionen zu einem wichtigen wirtschaftlichen Anker. Für die
dortige mittelständische Wirtschaft sind unsere Wohnungsunternehmen in vielen Fällen
der Garant für das Überleben.“ Zugleich litten die Unternehmen in besonderem Maße unter
den hohen Bau- und Zinskosten sowie den steigenden Anforderungen im Rahmen der
Energiewende, so VNW-Direktor Andreas Breitner weiter. „Als soziale Vermieter haben wir
stets die finanziellen Möglichkeiten unserer Mieter im Blick. Höhere Kosten infolge von
Klimaschutzauflagen können und wollen unsere Mitgliedsunternehmen nicht auf ihre
Mieterschaft abwälzen.“

Aktuell seien viele am Gemeinwohl orientierte Wohnungsunternehmen mit den
sogenannten DDR-Altschulden belastet. „Besonders groß sind derzeit die Sorgen unserer
Mieter vor steigenden Kosten für Fernwärme. Deren Anbieter lassen sich bei der
Preisermittlung nicht in die Karten schauen. Wir fordern deshalb eine unabhängige
Kartellbehörde, die Fernwärmeanbieter regelmäßig streng kontrolliert. Zudem sollten
Anbieter von Fernwärme der Gemeinwohlorientierung unterworfen sein“, fordert VNW-
Direktor Andreas Breitner.

Kaltmiete verwalten ja, gestalten nein
Die Frage nach der Bezahlbarkeit des Wohnens steht in Zeiten explodierender
Energiekosten, der Baukostensteigerungen, der Inflation und Zinsentwicklung an oberster
Stelle. Doch die ostdeutschen Wohnungsverbände können dies so nur halten, wenn auch
die politischen Rahmenbedingungen stimmen. Das Politiker-Mantra Neubau um jeden
Preis gefährdet den Erhalt des bezahlbaren Wohnens in Ostdeutschland, wenn kein Geld
mehr für Investitionen in die Instandhaltung und Modernisierung des Bestandes bleibt.
„Wir verwalten perspektivisch dann nur noch verzweifelt den Erhalt unserer Häuser, statt



wie bisher zu investieren und zu gestalten. Vor allem auch in Hinblick auf die zweite
Sanierungswelle der Bestände, die der ostdeutschen Wohnungswirtschaft nach 1990 nun
wieder bevorsteht. Auch geplante Mietrechtsverschärfungen sind hier kontraproduktiv“,
mahnt VSWG-Vorstand Mirjam Philipp.

Pulverfass Betriebskosten
Die Bezahlbarkeit des Wohnens beinhaltet auch die enorme Verteuerung der Nebenkosten
mit großen regionalen Unterschieden und hohen Bandbreiten. Obwohl in der öffentlichen
Wahrnehmung das Thema Heizenergie an Bedeutung verloren hat, steigen die
Fernwärmepreise in 2024 in vielen Regionen. Laut der Verbraucherzentrale
Bundesverband e. V. sind bei den Fernwärmenetzen teilweise bis zu 400 Euro mehr pro
Haushalt fällig. Gründe dafür sind der Wegfall der Deckelung der Energiepreise ab April
2024 sowie der Wegfall der reduzierten Mehrwertsteuer und die Erhöhung des
Arbeitspreises im Zuge des Gaspreisanstieges. Hinzu kommt noch die tendenziell weiter
ansteigende CO2-Abgabe, deren Kosten anteilig auf Mieter und Vermieter verteilt werden.
„Die Belastungsgrenze der Haushalte aus Miete und Betriebskosten ist schon jetzt erreicht
und kann aufgrund der unterdurchschnittlichen Einkommen und Renten in Ostdeutschland
nicht beliebig erhöht werden“, erklärt Jens Zillmann, Verbandsdirektor des VdW Sachsen-
Anhalt.

Was kostet Klimaneutralität bis 2045?
Eine enorme Herausforderung ist auch das Erreichen des Ziels eines klimaneutralen
Gebäudebestandes bis 2045, wie es der Klimapfad der Bundesregierung in Umsetzung
internationaler Vereinbarungen und des Klimaschutzgesetzes vorgibt. Hierzu hat die
Bundesregierung derzeit den Weg insbesondere über eine weitere Steigerung der
Energieeffizienz der Gebäude vorgesehen. Erst in zweiter Linie soll die Dekarbonisierung
der Energieerzeugung angegangen werden. „Dieser Weg ist extrem teuer und zudem nur
sehr begrenzt effizient. Eine Studie in unserem Auftrag hat ergeben, dass die CO2-
Einsparungswirkung bei Investitionen in die Dekarbonisierung der Energieerzeugung
fünfmal höher ist als bei Investitionen in die Gebäudesanierung“, erklärt BBU-Vorständin
Maren Kern.

„Uns ist derzeit noch völlig schleierhaft, wie die nach den derzeit vorgesehenen Vorgaben
notwendigen Investitionen in die Wohnungen finanziert werden sollen“, so Kern weiter.
Angesichts sehr niedriger Mieten in weiten Teilen der neuen Länder sei die Refinanzierung
der vorgegebenen Investitionen hierüber praktisch ausgeschlossen. Da die
Umlagemöglichkeit zudem gesetzlich bei zwei bzw. drei Euro/m2 gekappt ist, wären viele
gemeinwohlorientierte Wohnungsunternehmen in ihrer Existenz bedroht: „Die Umsetzung
der gesetzlich geforderten Investitionen würde mindestens zu einer Verdopplung ihrer
Schulden und einer Vervielfachung des Schuldendienstes führen“, warnt Kern.

In der BBU-Studie wurde mit einem fiktiven, aber realistischen Investitionsbedarf von
derzeit anfänglich rund 1.050 Euro/m2 Wohnfläche kalkuliert, der bis 2045 auf rund 2.000
Euro ansteigt. Zur soliden Refinanzierung dieser Investitionen wäre rechnerisch eine
Nettokaltmiete bereits anfänglich von über elf Euro notwendig, die dann weiter ansteigen
würde. „Gegenüber der aktuellen Durchschnittsmiete in den neuen Ländern wäre das mehr
als eine Verdopplung“, rechnet Kern vor. Selbst unter Anrechnung einer möglichen
Förderung kämen auf die Mieter in diesem Beispiel eine um drei Euro pro Monat und
Quadratmeter höhere Miete zu.

Entwicklung des Leerstandes
Während sich in den Großstädten der ostdeutschen Bundesländer die Leerstandsquoten
stabilisieren, zeichnet sich im ländlichen Raum ein sehr unterschiedliches Bild mit teils
sehr hohen Leerstandsquoten ab. Ursache dafür ist die Bevölkerungsentwicklung durch
den demografischen Wandel und die Altersstruktur in Ostdeutschland, die ab 1990 einen
Geburtenknick aufweist. Durch die Aufnahme ukrainischer Flüchtlinge konnte der
Leerstand etwas abgefedert werden. Nach den Prognoserechnungen des Statistischen
Bundesamtes wird die Bevölkerung in Ostdeutschland bis 2035 weiter schrumpfen.
Insbesondere in den strukturschwachen Regionen des ländlichen Raums wird dies zu
einem weiteren Anstieg der Leerstände führen. „Eine alarmierende Entwicklung, die das
Bestreben der Bundesregierung, den Fokus auf den Neubau zu richten, konterkariert.
Vielmehr muss unter Berücksichtigung der Bedarfe der ostdeutschen Wohnungswirtschaft
nun der Bestand vermehrt im förderinhaltlichen Mittelpunkt stehen. Denn: Es gibt hier
keine angespannten Wohnungsmärkte, sondern mehr und mehr angespannte



wirtschaftliche Rahmenbedingungen“, so Dr. Matthias Kuplich, Verbandsdirektor des vdwg
Sachsen-Anhalt.

Fachkräftemangel als Chance sehen
Die ostdeutsche Wohnungswirtschaft verfügt über ein großes Potenzial an Wohnungen
aller Größen und Ausstattungen. Über die Neuansiedlung von großen Tech-Unternehmen
wird der Bedarf an Wohnraum exorbitant anwachsen und möglicherweise dort so die
Leerstandsproblematik absenken. „Wo Arbeitsplätze entstehen, werden Fachkräfte und
Wohnungen gebraucht. Facharbeiterlöhne erfordern bezahlbaren Wohnraum und das
bezahlbare Wohnen braucht eine gemeinsame Anstrengung und ausreichende Förderung“,
bringt es Frank Emrich, Verbandsdirektor des vtw Thüringen, auf den Punkt. Für einen
passenden Aufbau der Infrastruktur bedarf es vertraglich gebundene Planungssicherheit
für die Wohnungsunternehmen und vor allem auch für den Aufbau von
Mobilitätskonzepten, um die Arbeitnehmer zu ihren Tätigkeitsorten zu bringen. Konzepte
wie Shuttlebusse bzw. der Ausbau der Mobilitätsinfrastruktur sind unerlässlich und
bedürfen der Unterstützung auf Bundesebene.

Nach wie vor Altschulden
Auch 34 Jahre nach der Wiedervereinigung stellen die Alt- und Wendeschulden bei
getilgten Beträgen eine Belastung der ostdeutschen Wohnungsunternehmen ohne
tatsächliche Investitionen in die Gebäude dar. Laut einer aktuellen Umfrage des vdw
Sachsen unter seinen Mitgliedern, die exemplarisch für alle Wohnungsunternehmen in
Ostdeutschland gewertet werden kann, sind für über 80 Prozent der Unternehmen diese
Art der unverschuldeten Schulden nach wie vor ein Hemmnis. Selbst wenn mittlerweile
etwa drei Viertel dieser willkürlichen Verbindlichkeiten beglichen wurden, stehen noch
immer Milliardenbeträge aus und offen. „Dadurch gebundene bzw. wegen der bereits
erfolgten Tilgung fehlende Mittel sind ein enormes Hindernis für erforderliche und
geforderte Maßnahmen, nicht zuletzt etwa im Rahmen der Gebäude-Energiewende“, führt
Alexander Müller, Verbandsdirektor des vdw Sachsen, aus. Eine Entlastung noch
bestehender und bereits getilgter Altschulden als Investitionszuschuss schafft die derzeit
nicht vorhandenen finanziellen Räume für die dringend benötigten Investitionen,
insbesondere im ländlichen Raum.
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